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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Leicht, Bremm, Dr. Klepsch, 

Dr. Mertes (Gerolstein), Frau Will-Feld, Dr. Wagner (Trier), Thürk und Genossen 
— Drucksache 7/1721 — 

betr. Erledigung der noch anhängigen Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit 
dem Ausbau des Moselschiffahrtsweges 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 13. März 
1974 - W 10/52.01.09 - 7/10 März 1974 die Kleine Anfrage wie 
folgt beantwortet: 

1. Wie viele strittige Fälle bestehen zur Zeit noch im Zusammen- 
hang mit dem Ausbau des Moselschiffahrtsweges? 

Im Zusammenhang mit dem Ausbau der Mosel zur Großschiff- 
fahrtstraße sind bei den Bezirksregierungen Koblenz und Trier 
im Anschluß an die Planfeststellung in 503 Fällen Maßnahmen 
zum Schutz vor Schäden oder Entschädigungszahlungen bean- 
tragt worden. 470 dieser Nachtrags verfahren sind abgewickelt. 
In 33 Verfahren steht die Entscheidung noch aus. 


2. Wie viele Verfahren sind vor den Gerichten anhängig, und wann 
ist mit der Abwicklung dieser Verfahren zu rechnen? 

In 107 Fällen sind die Zivilgerichte oder Verwaltungsgerichte 
angerufen worden. 88 Verfahren sind abgeschlossen. 19 Ver- 
fahren sind noch anhängig. Die Gerichte betreiben diese unab- 
hängig und in eigener Verantwortung. Die Bundesregierung 
kann daher nicht angeben, wann die Verfahren entschieden 
werden. 


3. Welche besonderen Gründe haben bisher dazu geführt, daß die 
Abwicklung der anhängigen Streitverfahren sich so schleppend 
vollzieht? 

Die laufenden Verfahren sind kompliziert. Besondere Schwie- 
rigkeiten ergeben sich bei der Feststellung, ob die geltend ge- 
machten Schäden auf den Moselausbau oder auf andere Ur- 
sachen zurückzuführen sind. Der zeitliche Aufwand der Ver- 
fahren ist weitgehend dadurch bedingt, daß umfangreiche Unter- 
suchungen durchgeführt und Gutachten erstellt und ausgewertet 
werden müssen. 
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4. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Rechtsun- 
sicherheit zu beseitigen, die durch die Verwaltungsgerichtsur- 
teile hinsichtlich der Zuständigkeit für die Planfeststellung im 
Zusammenhang mit dem Moselausbau entstanden ist? 

Die erwähnten Urteile - des Verwaltungsgerichts Koblenz - 
sind durch Berufung zum Oberverwaltungsgericht Rheinland- 
Pfalz angefochten worden. Dieses wird auch über die Zuständig- 
keit der Bezirksregierungen Koblenz und Trier für ein Nach- 
tragsverfahren entscheiden. Es kann davon ausgegangen wer- 
den, daß damit die Rechtsunsicherheit beseitigt wird, die durch 
die Urteile des Verwaltungsgerichts Koblenz eingetreten ist. 
Im übrigen haben über die Zuständigkeitsfrage zwischen den 
beteiligten Bundesbehörden und Landesbehörden niemals Mei- 
nungsverschiedenheiten bestanden. 


5. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um eine schnellere Erledigung der Streitfälle und ihrer Folge- 
maßnahmen zu ermöglichen? 

Die Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes ist im Zu- 
sammenhang mit ihrer Verfahrensbeteiligung um eine baldige 
Abwicklung der Streitfälle bemüht. Auch wird sie im Rahmen 
ihrer guten Zusammenarbeit mit den zuständigen Landesbe- 
hörden das Land Rheinland-Pfalz nochmals bitten, die Durch- 
führung der Verwaltungs verfahren nach Möglichkeit zu be- 
schleunigen. Bei den Gerichten kann eine schnellere Erledigung 
der Verfahren nicht veranlaßt werden. 


6. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit in den Fällen, in 
denen die zuständigen deutschen Behörden die Ansprüche der 
betreffenden Gemeinden bzw. Bürger als berechtigt anerkennen, 
bis zur Abwicklung des Gerichtsverfahrens eine Vorabentschä- 
digung zu leisten? 

Nach dem Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland, 
der Französischen Republik und dem Großherzogtum Luxem- 
burg über die Schiffbarmachung der Mosel vom 27. Oktober 
1956 (BGBL II S. 1837) kann sich die deutsche Verwaltung einem 
Begehren der Internationalen Moselgesellschaft nicht entziehen, 
strittige Einzelfälle durch Gerichtsverfahren klären zu lassen. 
Von den anhängigen Verfahren sind jedoch nur zwei Prozesse 
auf Verlangen der Internationalen Moselgesellschaft eingeleitet 
worden. Da nicht feststeht, mit welchem Ergebnis diese Ver- 
fahren abschließen, kann eine Vorabentschädigung nicht ge- 
leistet werden. Auch stehen außerhalb der Mittel der Internatio- 
nalen Moselgesellschaft keine weiteren Mittel für die Finan- 
zierung des Moselausbaus zur Verfügung. 
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